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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Maxsein: 


Die Staatliche Porzellan-Manufaktur Berlin be- 
steht gegenwärtig aus dem Stammwerk in Berlin, 
das am 31. Dezember 1949 auf Grund der Verord- 
nung Nr. 202 der britischen Militärregierung Eigen- 
tum des Landes Berlin wurde, und dem während 
des Krieges nach Selb verlagerten Teilbetrieb zur 
Herstellung von technischem Porzellan. Die Frage 
des Eigentums an diesem Betriebsteil wurde von 
der Verordnung der britischen Militärregierung 
nicht erfaßt und kann auch nach Auffassung des 
Ausschusses gegenwärtig kaum geklärt werden. 
Auf alle Fälle erscheint hier in Zukunft eine ge- 
setzliche Regelung des Bundes erforderlich. 

Um die Rückführung des Selber Teilbetriebes be- 
müht sich das Land Berlin seit dem Jahre 1951, 
insbesondere auch im Hinblick darauf, daß die Ver- 
träge mit dem Eigentümer der Fabrikationsräume 
des ausgelagerten Betriebes — der Porzellanfabrik 
Hutschenreuter — bis Ende 1957 ablaufen. 

Auf Grund einer entsprechenden Fühlungnahme 
hat das Land Bayern erklärt, bereit zu sein, seine 
Verfügungsgewalt über die ausgelagerten Produk- 
tionsstätten aufzugeben, wenn verbindlich zuge- 
sagt wird, daß der Teilbetrieb zum Stammwerk der 
Manufaktur nach Berlin zurückkehrt und nicht in 
ein anderes Bundesland verlagert wird. 

Der Berliner Senat stellte hierauf im März 1955 
in einem Schreiben an das Bundesministerium der 
Finanzen fest, daß Berlin die Verfügungsgewalt 
über die gesamte Manufaktur zurückerhalten hat. 
Im Dezember 1955 bestätigte das Bundesministe- 
rium der Finanzen diese Feststellung und teilte 
dem Lande Berlin wiederum das Einverständnis 


der Bundesregierung zur Rückführung des Selber 
Teilbetriebes mit. 

Die notwendigen Mittel für den Auf- und Aus- 
bau der Berliner Produktionsräume stehen zur 
Verfügung. Insgesamt wird sich der Kostenauf- 
wand auf ca. 12 bis 13 Millionen DM belaufen. 
Neben einem ERP-Kredit von 1 Million DM sind 
durch die Berliner Haushaltspläne 1954 und 1955 
insgesamt 4,3 Millionen DM bereitgestellt worden. 
Der Restbedarf ist im langfristigen Wiederaufbau- 
plan für Berlin vorgesehen. 

Die Maßnahmen zum Auf- und Ausbau der Ma- 
nufaktur wurden insgesamt in drei Abschnitten ge- 
plant: 

Die Fertigung von Gebrauchs- und Zierpor- 
zellan kann demnach mit Anfang dieses Jahres 
wieder in vollem Umfange aufgenommen wer- 
den. 

Nach einem zweiten Bauabschnitt soll Ende 
dieses Jahres die Fertigung des technischen Por- 
zellans im Berliner Stammwerk wieder in vol- 
lem Umfange anlaufen. 

Ein dritter Bauabschnitt soll der Rationalisie- 
rung und Entwicklung neuer Produktionsmetho- 
den dienen und bis Ende 1957 abgeschlossen 
sein. 

Angesichts dieses Sachverhalts empfiehlt der 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fra- 
gen die Annahme des vorliegenden Antrags, wo- 
bei allerdings festgestellt werden muß, daß nach 
seiner Ansicht die Eigentumsfrage im gegenwärti- 
gen Zeitpunkt noch nicht endgültig geklärt wer- 
den kann. 


Bonn, den 9. Februar 1956 

Frau Dr. Maxsein 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 1772 — anzunehmen. 

Bonn, den 9. Februar 1956 


Der Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Frau Dr. Maxsein 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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